Bauern sind gegen Pflugverbot
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Kreis Kassel. Landwirte aus dem Landkreis Kassel laufen Sturm, weil ihnen auf einigen Ackerflächen ein Pflugverbot droht. Wegen neuer EU-Richtlinien zum Erosionsschutz ist der Einsatz des Pfluges ab dem 1. Juli auf bestimmten Flächen und zu bestimmten Zeiten nicht mehr erlaubt.
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Der Winterweizen steht gut: Landwirt Jürgen Steffen (60) aus Heiligenrode zeigt eine Getreidepflanze auf seinem Acker Am Roten Land. Diese Bezeichnung verweist auf den hohen Tongehalt des Bodens. Erosion gebe es bei diesem schweren Boden nicht, sagt er; trotzdem wurde die Hanglage in die höchste Erosionsklasse eingestuft.

Infoveranstaltung 
am 25. Mai für Landwirte
Unter Bodenerosion versteht man die übermäßige Abtragung von fruchtbarer Erde, die zu Bodenverarmung bis hin zur Bodenzerstörung führen kann. Ursachen können Wasser und Wind sein, aber auch das Verhalten des Menschen spielt eine Rolle. Die neuen EU-Richtlinien sollen der Erosion entgegenwirken. Das Hessische Landwirtschaftsministerium hat dazu ein 80-seitiges Handbuch erarbeitet.

Laut Landkreissprecher Harald Kühlborn gibt es bei der Bodenbewertung mehrere Erosionsstufen. Bei den beiden höchsten Stufen gilt ein Pflugverbot vom 1. Dezember bis 15. Februar. Je nach Klassifizierung darf in der übrigen Zeit nur gemäht werden, wenn der Landwirt direkt danach das Feld bestellt. Außerdem ist ein bestimmter Reihenabstand einzuhalten. Pflügen ist nur quer zum Hang gestattet. Eine Infoveranstaltung zur neuen Verordnung, zu der auch die Landwirte aus dem Altkreis Kassel eingeladen sind, findet am 25. Mai, 20 Uhr, im Hotel „Zum Chattenturm“ in Wolfhagen (Schützeberger Straße 67) statt. (hog)

Bauern, die dennoch pflügen, droht der Verlust von EU-Prämien. Obwohl die Verordnung noch nicht in gültiger Fassung vorliege, habe das Amt für den ländlichen Raum die Landwirte schon vorab informiert, auf welchen Flächen voraussichtlich ein Pflugverbot gelten werde, sagte der Pressesprecher des Landkreises, Harald Kühlborn. Mehrere hundert Landwirte hätten sich bereits beim Amt beschwert. Gerhard Neumann aus dem Söhrewalder Ortsteil Wattenbach ist einer von ihnen. „Ich sehe nicht ein, dass drei meiner Flächen so eingestuft werden“, sagt der Landwirt, der auf 80 Hektar vor allem Wintergerste, Raps und Winterweizen anbaut. Natürlich sei Erosionsschutz wichtig, aber als verantwortungsbewusster Landwirt achte er da schon lange drauf.

Bereits vor 20 Jahren habe er zusammen mit dem Fachbereich Landwirtschaft der Kasseler Uni in Witzenhausen Abschwemmversuche gemacht; diese Erfahrungen setze er seit Langem auf seinen Äckern um, sagt der Ortslandwirt von Wattenbach.

Auch Landwirt Jürgen Steffen aus Niestetal-Heiligenrode hat Widerspruch eingelegt. Die Einteilung seiner tonhaltigen Ackerflächen Am Roten Land in die höchste Erosionsklasse sei „totaler Unsinn“, meint der Haupterwerbslandwirt. „Auf diesen schweren Tonböden gibt es seit hundert Jahren keine Erosion.“ Es sei unverständlich, dass bei der Klassifizierung die Bodenbeschaffenheit überhaupt nicht berücksichtigt worden sei. Dabei sei es entscheidend für die Erosionsgefahr, ob der Boden viel Ton oder Sand enthalte.

„Wir brauchen diese Auflagen nicht“, sagt der Niestetaler Landwirtschaftsmeister. Die heutige Generation der Landwirte verfüge über das nötige Fachwissen. Um einem Abschwemmen der Erde vorzubeugen, habe er am besagten Roten Land schon immer quer zum Hang gepflügt – wie es die Richtlinie nun zwingend vorschreibt.

Reinhard Schulte- Ebbert„Holzschnittartig wird mit dieser Regelung den Landwirten etwas übergestülpt“, meint auch Reinhard Schulte-Ebbert, Chef des Kreisbauernverbandes. Der Erosionsschutz solle den Landwirten überlassen werden. „Sie sind Experten auf diesem Gebiet.“ Die Flächen seien aufgrund von Bodenwerten aus den 30er-Jahren beurteilt worden, kritisiert Schulte-Ebbert. Folge der pfluglosen Ackerbewirtschaftung sei ein höherer Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. Außerdem müsse der Bauer teure Landtechnik anschaffen.

Sein Fazit: „Wir raten jedem Landwirt, bei Unstimmigkeiten Einspruch zu erheben.“ Die Richtlinie dürfe so nicht vom Land Hessen umgesetzt werden.
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